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Deutscher Bundestag — 5. Wahlperiode 


Drucksache V/1123 


Beschluß 


In der Wahl anfechtungs sache — Az. 14/65 — des 
Georg Wucher, Höfen/Vogt., 

gegen die Gültigkeit der Wahl zum 5. Deutschen 


Bundestag vom 19. September 1965 

hat der Deutsche Bundestag in seiner Sitzung 

am beschlossen: 


Der Wahleinspruch wird zurückgewiesen. 


Tatbestand 

1. Mit Schreiben vom 13. Oktober 1965 hat der 
Einspruchsführer Einspruch gegen die Gültigkeit 
der Wahl zum 5. Deutschen Bundestag vom 
19. September 1965 eingelegt und erklärt, er 
lasse die Begründung seines Einspruchs alsbald 
nachfolgen. 

Mit Schreiben vom 24. Januar 1966 wurde er ge- 
beten, seinen Einspruch zu begründen. Als dieses 
Schreiben ohne Antwort blieb, setzte ihm der 
Vorsitzende des Wahlprüfungsausschusses ge- 
mäß § 6 Abs. 1 a Nr. 2 WPG eine Frist bis zum 
31. März 1966 zur Nachreichung einer Begrün- 
dung. Auch auf dieses Schreiben hat der Ein- 
spruchsführer nicht geantwortet. 

2. Der Wahlprüfungsausschuß hat auf Grund dieser 
Tatsache beschlossen, gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 2 


WPG von der Anberaumung einer öffentlichen 
mündlichen Verhandlung Abstand zu nehmen. 


Entscheidungsgründe 

Der Einspruch ist zwar frist-, aber nicht formgerecht 
beim Deutschen Bundestag eingegangen. 

Gemäß § 2 Abs. 3 WPG ist der Einspruch schriftlich 
beim Deutschen Bundestag einzureichen und zu be- 
gründen. 

Da der Einspruchsführer trotz zweifacher Mahnung 
diesem Formerfordernis nicht nachkam, war sein 
Einspruch gemäß § 6 Abs. 1 a Nr. 2 in Verbindung 
mit § 2 Abs. 3 WPG als offensichtlich unbegründet 
zurückzuweisen. 


Rechtsmittelbelehrung 

Gegen diesen Beschluß kann gemäß § 48 des 
Gesetzes über das Bundesverfassungsgericht vom 
12. März 1951 (Bundesgesetzbl. I S. 243), der als 
Anlage beigefügt ist, unter den dort genannten 
Voraussetzungen Beschwerde beim Bundesverfas- 
sungsgericht erhoben werden. Sie muß binnen eines 
Monats seit der Beschlußfassung des Deutschen 
Bundestages — — beim Bundesverfas- 

sungsgericht eingegangen sein. 


3 


